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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Gerald Häfner und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/4376 - 


Sammelübersicht 115 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 4-13-07-45000-5024 und vier weitere inhaltsgleiche 
Petitionen der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu über- 
weisen. 

Bonn, den 26. Juni 1996 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 
Gerald Häfner 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Die lebenslange Freiheitsstrafe ist inhuman, weil sie die Verur- 
teilten jeglicher gesicherter Lebensperspektive beraubt. Sie dient 
weder der inneren Aufarbeitung von Schuld noch dem Gerech- 
tigkeitsgefühl der Angehörigen des Opfers. Sie nützt auch der Ge- 
sellschaft insgesamt nicht, da ihre abschreckende Wirkung nicht 
belegbar ist. 

Immer mehr Staaten - auch in Europa - verzichten auf die Andro- 
hung der lebenslangen Freiheitsstrafe; in einigen unserer Nach- 
barländern dauert ihre Vollstreckung im Durchschnitt wesentlich 
kürzer als hierzulande (Frankreich: 13; Belgien 10; Großbritanni- 
en: 9 Jahre; Bundesrepublik Deutschland: 18 Jahre). 

„Lebenslang" ist seit Einführung des § 57 a StGB länger, nicht kür- 
zer geworden. Während früher unter Anwendung des Gnaden- 
rechts der Landesregierungen die durchschnittliche Verbüßungs- 
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dauer 16 Jahre betrug, bleiben „Lebenslängliche" heute imDurch- 
schnitt 18 Jahre eingesperrt, nicht wenige (jeder fünfte zu lebens- 
länglich Verurteilte) sterben in der Haft. Die mit der Vorschrift vor- 
ausgesetzten Kriterien für die Annahme einer „besonderen 
Schwere der Schuld" sind kaum einheitlich faßbar; die sog. Ge- 
fährlichkeitsprognose höchst unsicher. 

Lange Freiheitsstrafen bessern den Täter nicht, noch schützen sie 
die Gesellschaft, wie sich in den Ländern, die „lebenslänglich" ab- 
geschafft haben, gezeigt hat. Ohnehin liegt die Rückfallrate der- 
jenigen, die wegen Mordes oder Totschlag verurteilt wurden ex- 
trem niedrig (unter 1,5 %; dagegen im Durchschnitt über 50 %). 
Sie bewirken aber den Verlust sozialer Fähigkeiten, von Eigen- 
verantwortung und Selbstvertrauen sowie jeglicher ökonomischer 
Perspektive. 

Der zugrunde liegende Mordparagraph (§ 211 StGB) ist, der Ideo- 
logie einer NS-Gesetzgebung folgend, täter- statt tatbezogen for- 
muliert und in der Praxis nur schwer handhabbar. Die, bei Vorlie- 
gen der Mordmerkmale, zwingend vorgeschriebene Verurteilung 
zur Höchststrafe wird nicht selten umgangen; insoweit läuft die ab- 
solute Androhung von „lebenslang" ohnehin ins Leere. 

Neben dem Ersetzen des „lebenslang" durch eine zeitige Höchst- 
strafe müssen die Tötungsdelikte des StGB insgesamt reformiert, 
die Überprüf ungs Vorschriften zur vorzeitigen Entlassung präzisiert 
und dem Verurteilten während der Verbüßungszeit eine rechtlich 
gesicherte Orientierungsmöglichkeit geboten werden. Nur so 
kann ein Grundstein für seine zukünftige Rechtstreue gelegt wer- 
den. 
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